Preußiſche Geſetzſammlung 


Jahrgang 1920 Nr. 12. 


Juhalt: Geſetz über die Unterbringung von mittelbaren Staatsbeamten und Lehrperſonen (Unterbringungs- 
gejeh), S. 63. — Verordnung, betreffend vorläufige Anderungen von Gerichtsbezirken anläßlich 
der Ausführung des Friedensvertrags, S. 70. N 


(Nr. 11860.) Geſetz über die Unterbringung von mittelbaren Staatsbeamten und Lehr— 


perſonen (Unterbringungsgefeb). Vom 30. März 1920. 


Di verfaſſunggebende Preußiſche Landesverſammlung hat folgendes Geſetz 
beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
8 9. 1 

(1) Gemeinden und Gemeindeverbände ſowie alle ſonſtigen Körperſchaften 
des öffentlichen Rechtes ſind verpflichtet, ihre freien, frei werdenden oder neu zu 
ſchaffenden Stellen nach Maßgabe der folgenden Vorſchriften mit mittelbaren 
Staatsbeamten zu beſetzen, die infolge Abtretung oder Beſetzung preußiſcher 
Landesteile ihr Amt verlieren oder es aufgeben, weil ihnen nach Lage der Ver⸗ 
hältniſſe die Fortſetzung ihrer Amtstätigkeit unter fremder Herrſchaft nicht 
zugemutet werden kann. Ausgenommen von dieſer Verpflichtung ſind Religions⸗ 
geſellſchaften, geiſtliche Geſellſchaften und Synagogengemeinden, ferner die 
Körperſchaften des öffentlichen Rechtes hinſichtlich derjenigen Stellen, für deren 
Beſetzung infolge reichsrechtlicher Vorſchriften landesrechtliche Beſtimmungen nicht 
getroffen werden können. 5 

(2) Von dem Beſetzungszwang ausgenommen ſind die Stellen der Vorſtands⸗ 
beamten, deren Beſetzung durch die Vertretung der Körperſchaft oder durch die 
Bevölkerung unmittelbar erfolgt. Für die Beſetzung ſolcher Vorſtandsſtellen 
kann das Fürſorgeamt eine Anzahl der dafür in Betracht kommenden Bewerber zur 
Anſtellung vorſchlagen. Die Körperſchaften ſind an die Vorſchläge nicht gebunden. 
N (3) Die Beſtimmungen über die Anſtellung von Militäranwärtern und 
Inhabern des Anſtellungsſcheins bleiben unberührt mit der Maßgabe, daß den 
Militäranwärtern die Kanzleibeamtenſtellen nur zur Hälfte, die Unterbeamten⸗ 
ſtellen nur zu zwei Dritteln der Geſamtzahl vorbehalten bleiben. 

(4) Das Geſetz findet Anwendung auch auf die mit ſtaatlicher Genehmigung 
einſtweilen in fremde Dienſte übergetretenen Beamten. 

(5) Das Geſetz findet ferner Anwendung auf diejenigen Beamten aus 
den abgetretenen und beſetzten Gebieten, die vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes 

1. eine Stelle unter weſentlich ungünſtigeren Bedingungen angenommen 

haben, als ſie ihnen nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes zuſtehen würde, 
Geſetzſammlung 1920. (Nr. 1186011861.) 


Ausgegeben zu Berlin den 31. März 1920. 1 


* 


2. ſich um Stellen bei andern Körperſchaften beworben haben und mit 
der Anwartſchaft auf feſte Anſtellung bei ihnen tätig- find. 


a 

() Als mittelbare Staatsbeamte im Sinne dieſes Geſetzes gelten die 
Perſonen, die von den Körperſchaften ($ 1) nach den für fie geltenden öffentlich⸗ 
rechtlichen Vorſchriften als Beamte im Hauptamt angeſtellt worden ſind. 

(2) Den mittelbaren Staatsbeamten gleichgeſtellt werden diejenigen An⸗ 
geſtellten, die zur Erfüllung eines dauernden Dienſtbedürfniſſes angenommen ſind, 
ſofern ſie zehn Jahre bei einer Körperſchaft (§ 1) tätig geweſen ſind und ihre 
letzte, infolge der Abtretung oder Beſetzung aufgegebene Stelle mindeſtens fünf Jahre 
lang ununterbrochen bekleidet haben. Kriegsdienſt oder früherer Staatsdienſt 
wird auf die Tätigkeitsdauer angerechnet. Eine durch die politiſche Umwälzung 
erzwungene Aufgabe der Stelle gilt nicht als Unterbrechung der Tätigkeit im 
Sinne dieſer Vorſchriften. Die Körperſchaften (§ 1) können ſolchen Angeſtellten 
die Stellen während des erſten Jahres nur mit Genehmigung des Fürſorgeamts 
kündigen. 

§ 3. 

Die Beſetzung der Stellen wird durch das »Fürſorgeamt für Beamte aus 

den Grenzgebieten« vermittelt, das ſeinen Sitz in Berlin hat. 


5 | = 8 

(1) Die Körperſchaften (§ 1) find verpflichtet, dem Fürſorgeamte jede nach 
§.1 für die Beſetzung oder den Vorſchlag in Betracht kommende freie, frei 
werdende oder neu zu ſchaffende Stelle unverzüglich anzumelden. Von den an⸗ 
gemeldeten Stellen, ſoweit ſie nicht gemäß § 1 Abſ. 2 vom Beſetzungszwang 
ausgenommen ſind, iſt vom 1. April 1921 ab eine angemeſſene Anzahl, jedoch 
nicht mehr als die Hälfte, zur Beſetzung durch nicht unter dieſes Geſetz fallende 
Bewerber freizugeben. Die Entſcheidung über die Freigabe dieſer Stellen erfolgt 
durch das Fürſorgeamt. it 

(2) Das Fürſorgeamt hat mindeſtens alle zwei Wochen die angemeldeten 
Stellen öffentlich bekannt zu machen, mit Ausnahme der Stellen, deren Beſetzung 
gemäß dem Schlußſatz des Abſ. 1 freigegeben iſt oder deren Beſetzung es ſich 
ſelbſt vorbehält. ($ 6). 


Die Bewerber ſind bei Bert 15 Anſpruchs auf Fürſorge verpflichtet, 
ſpäteſtens unverzüglich nach Aufgabe ihrer bisherigen Stellung bei dem Fürſorge⸗ 
amte den Antrag auf Eintragung in die von dieſem zu führende Bewerberliſte zu 
ſtellen, hierbei die zur Prüfung der Vorausſetzungen der §§ 1 und 2 notwendigen 
Angaben zu machen und die erforderlichen Nachweiſe darüber beizubringen. Über 
die Eintragung iſt dem Bewerber eine Beſcheinigung zu erteilen. Wird die Ein⸗ 
tragung verweigert, ſo hat das Fürſorgeamt hierüber einen mit Gründen ver⸗ 
ſehenen ſchriftlichen Beſcheid zu geben. 
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§ 6. 

() Das Fürſorgeamt iſt berechtigt, fich die Hälfte aller angemeldeten Stellen, 
ſoweit fie nicht gemäß § 1 Abſ. 2 vom Beſetzungszwang ausgenommen oder ge⸗ 
mäß § 4 Abſ. 1 freigegeben find, zur Beſetzung durch unmittelbare Zuweiſung 
eines beſtimmten Bewerbers vorzubehalten. 

(2) Das Fürſorgeamt hat den Anſtellungsbehörden ſpäteſtens innerhalb 
zweier Wochen nach der Anmeldung einer Stelle mitzuteilen, ob es die Stelle 
freigeben wird oder ob es für den Fall, daß die Stelle nicht freigegeben wird, 
von ſeinem Vorbehaltsrechte Gebrauch machen will oder nicht. Bis zum Eingange 
dieſer Mitteilung darf die Anſtellungsbehörde über die Stelle nicht verfügen. 

(3) Das Fürſorgeamt iſt berechtigt, Auswechſelungen zwiſchen vorbehaltenen 
und nicht vorbehaltenen Stellen vorzunehmen. Dementſprechenden Anträgen der 
Anſtellungskörperſchaften ſoll nach Möglichkeit Rechnung getragen werden. 

() Der Vorbehalt einer Stelle darf die Dauer von drei Monaten, vom 
Eingange der Anmeldung an gerechnet, nicht überſchreiten. Erfolgt innerhalb 
dieſer Zeit die Zuweiſung eines Bewerbers nicht, ſo hat das Fürſorgeamt der 
Anſtellungsbehörde mitzuteilen, daß ſie für die Beſetzung der Stelle freie Hand habe. 


SR 

Die Beamten und Angeftellten haben fich bei Verluſt des Anspruchs auf Für⸗ 
ſorge ſpäteſtens unverzüglich nach der Eintragung ($ 5). um eine ihren Verhältniſſen 
entſprechende freie Stelle zu bewerben und dem Fürſorgeamte davon Mitteilung 
zu machen. Die Bewerbung iſt dem Antragſteller von der Anſtellungsbehörde 
umgehend zu beſtätigen. Die Annahme oder Ablehnung eines Bewerbers hat die 
Anſtellungsbehörde dem Fürſorgeamt und dem Bewerber unverzüglich mitzuteilen. 
Die Ablehnung einer Stelle durch den Bewerber darf nur aus zwingenden Gründen 
und nur mit Zuſtimmung des Fürſorgeamts erfolgen. 


§8. 5 

Iſt innerhalb von drei Monaten nach der öffentlichen Bekanntmachung 
einer Stelle eine Beſetzung im Wege der freien Bewerbung nach den Vorſchriften 
dieſes Geſetzes nicht erfolgt, ſo hat die Anſtellungsbehörde dies dem Fürſorgeamt 
unverzüglich mitzuteilen. Innerhalb von zwei Wochen nach Eingang der Mit- 
teilung muß ſich das Fürſorgeamt darüber entſcheiden, ob es ſich die Stelle für 
die Zuweiſung eines beſtimmten Bewerbers vorbehalten will oder nicht, und der 
Anftellungsbehörde unverzüglich feine Entſchließung mitteilen. 


=g 
(1) Führt eine Bewerbung um eine Stelle, die der bisherigen Beſchäftigung 
und Beſoldung des Bewerbers entſpricht, nicht zur Anſtellung, ſo muß ſich der 
Bewerber bei Verluſt des Anſpruchs auf Fürſorge unverzüglich um eine andere 
Stelle bewerben oder den Antrag auf Zuweiſung an das Fürſorgeamt richten. 
15 


66 


) Eine Zuweiſung iſt ausgeſchloſſen, wenn die Bewerbung, die dem An⸗ 
trag auf Zuweiſung unmittelbar vorhergeht, erſt nach Ablauf eines Jahres nach 
Ablehnung der erſten Bewerbung erfolgt. 

(6) Den Bewerbern iſt nach Möglichkeit eine ihrer bisherigen Beſchäftigung 
und Beſoldung entſprechende Stelle zuzuweiſen. Sie ſind jedoch bei Verluſt des 
Anſpruchs auf Fürſorge verpflichtet, die ihnen zugewieſenen Stellen auch dann 
anzunehmen, wenn ſie ihrer bisherigen Beſchäftigung und Beſoldung nicht voll 
entſprechen. 

$ 10. 8 

(1) Die Körperſchaften find verpflichtet, die nach Maßgabe dieſes Geſetzes 
einzuſtellenden Bewerber mit dem aus ihrem Anſtellungsverhältniſſe ſich ergebenden 
Beſoldungs- und Ruhegehaltsdienſtalter ohne eine Probezeit zu übernehmen. 

(2) Wird ein Beamter im Alter von mehr als vierzig Jahren ſpäter mit dem 
geſetzlichen Ruhegehalt in den Ruheſtand verſetzt, fo übernimmt der Staat für 
die bis zur Einſtellung in den Dienſt der aufnehmenden Körperſchaft zurückgelegte 
Dienſtzeit die Zahlung des Ruhegehalts nach dem vor der Einſtellung zuletzt 
bezogenen Gehalt und nach den bis dahin erreichten Ruhegehaltsſätzen. In dem 
gleichen Umfange hat der Staat bei dieſen Beamten auch für die Hinterbliebenen⸗ 
bezüge einzutreten. Das Ruhegehalt iſt ſo zu berechnen, als wenn der Beamte 
die ganze ruhegehaltsberechtigte Dienſtzeit im Dienſte der aufnehmenden Körper⸗ 
ſchaft zurückgelegt hätte. Die Zahlung des Ruhegehalts und der Hinterbliebenen⸗ 
bezüge erfolgt durch die Anſtellungsbehörde, der der Anteil des vom Staate zu 
tragenden Ruhegehalts und der Hinterbliebenenbezüge erſtattet werden. 

(3) Wird die übernehmende Körperſchaft mit ihren Beamtenruhegehältern 
und Hinterbliebenenleiſtungen durch Ruhegehaltskaſſen und Witwen- und Waiſen⸗ 
laſſen gedeckt, ſo führt der Staat den ihm nach Abſ. 2 zufallenden Ruhegehalts⸗ 
anteil unmittelbar an die Ruhegehaltskaſſen und Witwen- und Waiſenkaſſen ab. 

(a). Beſtimmungen der Satzungen der für einzelne Anſtellungsbehörden und 
Kommunalverbände errichteten Ruhegehalts⸗ und Hinterbliebenenkaſſen, wonach 
Beamte über ein beſtimmtes Lebensalter hinaus der Kaſſe nicht zugeführt werden 
können oder wonach für ſolche Beamte höhere Sätze zu zahlen oder Nachzahlungen 
zu machen ſind, finden gegenüber den auf Grund dieſes Geſetzes eingeſtellten Be⸗ 
amten keine Anwendung. 

(5) Die nach Maßgabe dieſes Geſetzes eingeſtellten Bewerber erhalten vom 
Staate Umzugskoſten nach ſtaatlichen Grundſätzen. Die Anſtellungsbehörden ſind 
verpflichtet, dem Staate einen angemeſſenen Teil der gezahlten Umzugskoſten zu er⸗ 
ſtatten. Der zu erſtattende Betrag wird unter Berückſichtigung der Leiſtungs⸗ 
fähigkeit der Anſtellungsverbände vom Fürſorgeamte feſtgeſetzt. Er darf ein 
Viertel der vom Staate verauslagten Koſten und den Betrag von eintauſend Mark 
nicht überſteigen. 

(6) Das Rückgriffsrecht des Staates für die auf Grund dieſes Geſetzes 
gemachten Leiſtungen gegenüber den Körperſchaften, Ruhegehaltskaſſen und Witwen⸗ 


age 


und Waiſenkaſſen, welchen der Beamte vor feinem Ausſcheiden angehörte, bleibt 
unberührt. 5 


8 11. 


(1) Alle über Anwendbarkeit und Durchführung dieſes Geſetzes entſtehenden 
Streitigkeiten entſcheidet das Fürſorgeamt. 


(2) Das Fürſorgeamt beſteht aus dem Vorſitzenden, acht Beiſitzern und eben⸗ 
ſoviel Stellvertretern, die vom Staatsminiſterium ernannt werden. Die zentralen 
Berufs⸗ und Intereſſenvertretungen der Anſtellungsbehörden, Beamten und An- 
geſtellten ſind berechtigt, geeignete Perſonen zur Ernennung als Beiſitzer vorzu— 
ſchlagen. Die Staatsregierung muß ſechs Beiſitzer aus den von den Intereſſen— 
vertretungen der Anſtellungsbehörden, der Beamten und der Angeſtellten einge⸗ 
reichten Liſten entnehmen. Für die weiteren zwei Beiſitzer hat ſie freie Ver⸗ 
fügung. Je ein Beiſitzer muß den höheren, den mittleren und den unteren 
mittelbaren Staatsbeamten und den Angeſtellten (§ 2 Abſ. 2) angehören. Die 
Beiſitzer aus den Kreiſen der Beamten und Angeſtellten müſſen aus der Zahl 
der verdrängten Beamten beſtellt werden. 


(3) Die gleichen Vorſchriften wie für die Beiſitzer gelten auch für ihre 
Stellvertreter. i : 


(e) Die Beſtallungen zum Vorſitzenden, ſtellvertretenden Vorſitzenden und 
zu Beiſitzern des Fürſorgeamts gelten für die Dauer der Gültigkeit des Geſetzes. 


(6) Die laufenden Geſchäfte des Fürſorgeamts werden von dem Vor: 
ſitzenden geführt. Gegen ſämtliche Verfügungen, Beſchlüſſe und Beſcheide des 
Vorſitzenden ſteht dem Betroffenen das Recht auf Entſcheidung des Kollegiums zu. 
Der Antrag auf Entſcheidung des Kollegiums muß binnen eines Monats nach Ju⸗ 
ſtellung oder Eröffnung der angefochtenen Maßnahme bei dem Fürſorgeamt ange⸗ 
bracht werden. Er hat aufſchiebende Wirkung. 


(6) Das Fürſorgeamt iſt eine Beſchlußbehörde, deren Verfahren ſich nach 
den Vorſchriften des Landesverwaltungsgeſetzes vom 30. Juli 1883 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 195) richtet. Für die Beſchlußfähigkeit iſt die Anweſenheit des Vor⸗ 
ſitzenden ſowie von mindeſtens vier Beiſitzern erforderlich. Der Vorſitzende ladet 
die Beiſitzer und nach Bedarf die entſprechenden Stellvertreter zu den Sitzungen 
ein. Auf das Verfahren finden im übrigen die Vorſchriften über das Beſchluß⸗ 
verfahren vor den Kreisausſchüſſen in Sachen der allgemeinen Landesverwaltung 
finngemäße Anwendung. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorſitzenden 
den Ausſchlag. 
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(1) Gegen Beſchlüſſe, welche die Kündigung einer Stelle (§ 2 Abſ⸗ 2), die 


set 
um“ 
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Anmeldepflicht einer Stelle durch die Anſtellungsbehörde (§ 4), den Anſpruch auf 


Eintragung eines Bewerbers ($ 5), die Annahmepflicht einer zugewieſenen Stelle 


8 


i 


durch den Bewerber ſowie den Verluſt des Anſpruchs auf Fürſorge durch einen 
Bewerber (§§ 7 und 9), die Beteiligung der Anſtellungsverbände an den 
Umzugskoſten ($ 10) und die Inanſpruchnahme einer entgegen den Vorſchriften 
dieſes Geſetzes beſetzten Stelle ($ 15) betreffen, findet inſoweit die Beſchwerde an 
das Oberfürſorgeamt in Berlin ſtatt. Alle übrigen Entſcheidungen des Kollegiums 
ſind endgültig. ö 

(2) Die Beſchwerde iſt innerhalb eines Monats einzulegen. Sie hat auf⸗ 
ſchiebende Wirkung. 


13. 

(1) Für hauptamtlich angeſtellte Leiter und Lehrer an höheren Lehranſtalten, 
Fach- und Fortbildungsſchulen, mittleren Schulen und Volksſchulen, ſoweit dieſe 
Anſtalten nicht ſtaatlich, aber öffentlich ſind, ferner für die Schulamtsbewerber 
an ſolchen Schulen gelten die Vorſchriften dieſes Geſetzes mit folgender 
Maßgabe: 

(2) Die Anmeldung der Stellen ($ 4) geſchieht durch Vermittlung der 
Schulaufſichtsbehörde. Von den Stellen iſt eine angemeſſene Anzahl, jedoch nicht 
mehr als die Hälfte, zur Beſetzung durch nicht unter dieſes Geſetz fallende Lehr⸗ 
perſonen freizugeben. Die Auswahl dieſer Stellen liegt der Schulaufſichtsbehörde 
ob und hat binnen Monatsfriſt nach Anmeldung der Stelle zu erfolgen. Nur 
die von der Schulaufſichtsbehörde nicht freigegebenen Stellen find von dieſer zur 
Anmeldung zu bringen (§ 4). Die Beſetzung dieſer Stellen geſchieht im Wege 
der Zuweiſung durch das Fürſorgeamt mit nachfolgender Anſtellung durch die 
Schulaufſichtsbehörde. Die Anſtellungsbehörden im Sinne der §§ 6 und 8 find 
die Schulaufſichtsbehörden. g 

(3) An die Stelle des Fürſorgeamts (§ 3) tritt ein beſonderes „Fürſorge⸗ 
amt für Lehrperſonen“ mit dem Sitze in Berlin. Für dieſes finden die Vor⸗ 
ſchriften des § 11 mit der Maßgabe Anwendung, daß das zur Entſcheidung be⸗ 
rufene Kollegium aus dem Vorſfitzenden des Fürſorgeamts, acht Beiſitzern und eben⸗ 
ſoviel Stellvertretern beſteht, die vom Miniſter für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volks⸗ 
bildung ernannt werden. Zu den Beiſitzern müſſen ein Lehrer einer höheren Lehr⸗ 
anſtalt, ein Lehrer an einer mittleren Schule, ein Fach⸗ oder Fortbildungsſchul⸗ 
lehrer und ein Volksſchullehrer ſowie zwei Vertreter von Schulverbänden gehören. 
Für das ſiebente und achte Mitglied hat der Miniſter freie Verfügung. 

() Die Beſtimmungen des § 10 Abſ. 2 bis 4 finden auf Volksſchullehrer 
keine Anwendung, auf Lehrkräfte an mittleren Schulen nur dann, wenn die 
Schulen, denen fie zugewieſen find, nicht an die Volksſchullehrer⸗Ruhegehaltskaſſe 
angeſchloſſen ſind. Die Beſtimmungen des § 62 Abſ. 2 des Volksſchulunter⸗ 
haltungsgeſetzes vom 28. Juli 1906 (Geſetzſamml. S. 335) gelten für die nach 
dieſem Geſetz unterzubringenden Lehrkräfte. 

(5) Soweit Stellen vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes für die nach 
dieſem Geſetze Verſorgungsberechtigten in Anſpruch genommen ſind, ohne daß beim 
ae dieſes Geſetzes über die Stellen endgültig verfügt ift, fallen fie unter 
$ 13 Abſ. 2. 
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8 14. 

e) Das Oberfürſorgeamt beſteht aus dem Vorſitzenden, vier Beiſitzern und 
ebenſo vielen Stellvertretern, die vom Staatsminiſterium ernannt werden. Der 
Vorſitzende und fein Stellvertreter müſſen Senatspräſidenten des Oberverwaltungs⸗ 
gerichts, zwei Beiſitzer müſſen ordentliche Mitglieder des Oberverwaltungsgerichts 
ſein. Ihre Ernennung erfolgt auf Vorſchlag des Präſidiums des Oberverwal⸗ 
tungsgerichts. Von den übrigen zwei Beiſitzern muß in den Fällen der 881 
bis 12 je einer den Anſtellungsbehörden und der Beamtenſchaft angehören, in 
den Fällen des § 13 je einer ein Vertreter eines Schulverbandes und ein 
Lehrer ſein. & 

(2) Die Vorſchriften des H 11 Abſ. 3 bis 6 finden auf das Oberfürſorgeamt 
entſprechende Anwendung, die des Abſ. 6 mit der Maßgabe, daß das Oberfür— 
ſorgeamt nur in voller Beſetzung beſchlußfähig iſt. 


5 
(4) Eine Stellenbeſetzung, die entgegen den Vorſchriften dieſes Geſetzes 
erfolgt, iſt ungültig, falls das Fürſorgeamt dieſe Stelle binnen zwei Jahren nach 
der Beſetzung in Anſpruch nimmt. 
(2) Die Anſprüche des entgegen den Vorſchriften dieſes Geſetzes angeſtellten 
Beamten gegenüber der anſtellenden Körperſchaft bleiben unberührt, ſofern ihm 
ein nachweisbares Verſchulden nicht zur Laſt fällt. 


SL 

() Das Geſetz findet auch Anwendung auf die ehemaligen elſaß⸗lothringiſchen 
mittelbaren Staatsbeamten und Lehrperſonen, ſoweit ſie am 10. November 1918 
im Beſitze der preußiſchen Staatsangehörigkeit waren; endlich findet das Geſetz 
auch Anwendung auf ehemalige elſaß⸗lothringiſche mittelbare Staatsbeamte und 
Lehrperſonen, die am 10. November 1918 keinem andern deutſchen Bundesſtaat 
angehörten, und zwar zu demjenigen Bruchteile, der dem Verhältniſſe der Bevöl⸗ 
kerung Preußens zum Deutſchen Reiche auf die Geſamtzahl dieſer Kategorie von 
mittelbaren elſaß⸗lothringiſchen Staatsbeamten entſpricht. 

(2) Auf Verlangen der Unterrichtsverwaltung kann das Fürſorgeamt für 
Lehrperſonen eine ihm vorbehaltene Stelle auch einer Lehrperſon zuweiſen, die 
im Auslands- oder Kolonialſchuldienſt ihre bisherige Stelle hat aufgeben müſſen 
oder die an einer aus ſtaatlichen Mitteln laufend unterſtützten Privatanſtalt der 
im § 13 Abſ. 1 genannten Art hauptamtlich beſchäftigt war. : 


9 17. 
Das Geſetz tritt mit feiner Verkündung in Kraft. Der Zeitpunkt des 
Außerkrafttretens wird durch Beſchluß der Landesverſammlung feſtgeſtellt. 


0 


g $ 18. 

Die Miniſter des Innern, der Finanzen, für Wiſſenſchaft, Kunſt und 
Volksbildung, für Handel und Gewerbe und für Landwirtſchaft, Domänen und 
Forſten werden mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 

Berlin, den 30. März 1920. 


Die Preußiſche Staatsregierung. 


Braun. Fiſchbeck. Haeniſch. am Zehnhoff. Oeſer. 
Stegerwald. Severing. Lüdemann. 


(Nr. 11861.) Verordnung, betreffend vorläufige Anderungen von Gerichtsbezirken anläßlich 
der Ausführung des Friedensvertrags. Vom 23. März 1920. 


Au Grund des Artikel 1 § 1 des Geſetzes vom 19. Juli 1919 über Er⸗ 
mächtigung des Juſtizminiſters und des Miniſters des Innern zu Maßnahmen 
anläßlich der Beſetzung von Landesteilen und der Ausführung des Friedens⸗ 
vertrags (Geſetzzamml. S. 115) beſtimme ich in Ergänzung der Verordnung vom 
4. September 1919 (Eſetzſamml. S. 145), was folgt: f f 


81. 
Der bei Preußen verbleibende Teil des Amtsgerichtsbezirkes Bojanowo 
wird dem Amtsgericht in Guhrau zugelegt. 


ö 92. 
Dieſe Verordnung tritt mit der Verkündung in Kraft. 
Berlin, den 23. März 1920. 


Der Juſtizminiſter. 
am Zehnhoff. 


Nedigiert im Büro des Staatsminiſterums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
Beſtellungen auf einzelne Stücke der Preußiſchen Geſetzſammlung und auf die Haupt⸗Sachverzeichniſſe (1806 bis 1883 zu 
6,25 Ab und 1884 bis 1913 zu 4,60 ) find an die Poſtauſtalten zu richten. 


